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Änderungsantrag 
13.01.2022 

HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

 Inhalt des Antrags: Erhöhung der Zulage für Beamte bei Justizvollzugseinrichtungen und Psychiatrischen 
Krankenanstalten 

Einzelplan  05 Hessisches Ministerium der Justiz 

D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :

Zu Kapitel 05 05 Justizvollzug 
Buchungskreis: 2450 

Produktnummer lt. Leistungsplan 1, 2 

Bezeichnung lt. Leistungsplan Erwachsenenvollzug, Jugendvollzug 

Veränderung 
von um auf 

Leistungsplan: 
Beträge in 1.000 EUR 

Gesamtkosten 306.389,1 +471,0 306.860,1 
Eigene Erlöse 15.632,0 0,0 15.632,0 
Produktabgeltung 290.757,1 +471,0 291.228,1 

Kameraler Haushalt: Beträge in EUR 

Titel Zweckbestimmung von um auf 

422 

Bezüge und Nebenleistungen der 
Beamtinnen und Beamten, Richterinnen 
und Richter 115.675.300 +471.000 116.146.300 

Kameraler Haushaltsabschluss: Beträge in EUR 

Hauptgruppe von um auf 
HG 4 148.986.800 "+"" 471.000 149.457.800 
Kameraler Zuschuss/Überschuss -272.031.700 """ -471.000 -272.502.700

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 

Begründung des Änderungsantrags: 

 Drucksache 20/7173 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung     
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Justizvollzugsbeamte sind essentiell für einen funktionierenden Rechtsstaat. Insbesondere im Rhein-Main-Gebiet kommt es 
jedoch immer wieder zur Abwerbung von Bediensteten des allgemeinen Vollzugsdienstes (z.B. durch die Zollverwaltung). 
Dem gilt es, durch mehr Wertschätzung der Arbeit des Justizvollzugsdienstes, entgegenzuwirken. Der Beruf muss mit 
höheren Zulagen finanziell attraktiver gemacht werden. Knapp jeder Achte, der 2.800 Bediensteten im hessischen 
Justizvollzug, geht laut Justizministerium einer bezahlten Nebentätigkeit nach. Zuletzt wurde die Vollzugszulage im 
Haushaltsjahr 2017 an die Zulage des Polizeivollzugsdienstes angepasst; 98,40 Euro auf 131,20 Euro. Wir fordern in 
einem ersten Schritt die Erhöhung der sog. monatlichen „Gitterzulage“ um 10 % von 131,20 Euro auf 144,32 Euro.  

 
 

Wiesbaden, 12. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der AfD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Robert Lambrou 
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